
466 Gesetzblatt Nr. 39 — Ausgabetag: 27. März 1953

(2) Sofern bis zum 31. März 1953 eine freiwillige 
Versicherung auf Invaliden- und Altersrente bei der 
Sozialversicherung bestanden hat oder Anwart­
schaftsgebühren gezahlt worden sind, erfolgt die 
Weiterversicherung nach den genannten Tarifen der 
Deutschen Versicherungs-Anstalt ohne Prüfung des 
Gesundheitszustandes. Voraussetzung hierfür ist, 
daß die bei der Deutschen Versicherungs-Anstalt 
beantragte Rente nicht über die bei der Sozialver­
sicherung erreichte Rentenhöhe hinausgeht und daß 
die Beiträge an die Sozialversicherung für den Zeit­
raum bis zum 31. März 1953 bezahlt sind.

(3) Die Weiterversicherung nach Sondertarif der 
Deutschen Versicherungs-Anstalt gemäß § 4 Abs. 2 
Buchst, c der Verordnung erfolgt ebenfalls ohne Ge­
sundheitsprüfung.

(4) Anträge auf Weiterversicherung sind auf dem 
von der Deutschen Versicherungs-Anstalt heraus­
gegebenen Antragsformular zu stellen. Den Anträ­
gen ist eine Bestätigung der Sozialversicherung bei­
zufügen, aus der

a) die Anzahl der Jahre, in denen an die Sozial­
versicherung Pflicht- und freiwillige Beiträge 
entrichtet worden sind — bei Anträgen nach 
§ 4 Abs. 2 Buchstaben b und c der Verordnung 
die Anzahl der Jahre der Pflichtversicherung—,

b) die Höhe des zuletzt gezahlten Monatsbeitrages 
oder der Anwartschaftsgebühr — entfällt bei 
Anträgen nach § 4 Abs. 2 Buchst, c der Verord­
nung —,

c) die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ver­
ordnung erreichte Rentenhöhe — bei Anträgen 
nach § 4 Abs. 2 Buchst, c der Verordnung die 
im Zeitpunkt des Ausscheidens aus der Sozial­
pflichtversicherung erreichte Rentenhöhe—,

d) die Zahlung der Beiträge oder Anwartschafts­
gebühren an die Sozialversicherung bis zum 
31. März 1953 — entfällt bei Anträgen nach § 4 
Abs. 2 Buchst, c der Verordnung —

hervorgehen.

§ 5
(1) Versicherungen nach Sondertarif gemäß § 4 

Abs. 2 der Verordnung können in Abweichung von 
den Bestimmungen der §§ 6 und 8 der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Invaliden- und 
Altersrentenversicherung nicht in beitragsfreie Ver­
sicherungen umgewandelt werden.

(2) Die Aufnahme einer versicherungspflichtigen 
Tätigkeit ist von dem laut § 4 Abs. 2 der Verord­
nung nach Sondertarif Versicherten innerhalb eines 
Monats der Deutschen Versicherungs-Anstalt mitzu­
teilen. Die Anwartschaft auf Leistungen der Sozial­
versicherung gilt durch die Versicherung nach Son­
dertarif bei der Deutschen Versicherungs-Anstalt 
als aufrechterhalten. Das Recht auf Weiterversiche­
rung nach Sondertarif bei der Deutschen Versiche­
rungs-Anstalt bleibt bestehen, sofern die einzelne 
versicherungspflichtige Tätigkeit keinen längeren 
Zeitraum als acht Monate umfaßt oder der Nach­
weis einer mindestens 15jährigen Pflichtversiche­
rung bei der Sozialversicherung erbracht wird.

§ 6
Versicherte der Deutschen Versicherungs-Anstalt 

nach § 4 Abs. 2 der Verordnung erhalten vom Be­
ginn des Rentenbezuges an von der Sozialversiche­
rung Krankenhilfe nach § 61 Abs. 1 der Verordnung 
über Sozialpflichtversicherung, sofern sie bei der So­
zialversicherung pflichtversichert waren. Die hierfür 
erforderlichen Aufwendungen werden der Sozial­
versicherung von der Regierung der Deutschen De­
mokratischen Republik alljährlich erstattet.

Zu § 6 der Verordnung

§ 7
(1) Für freiwillige Versicherungen auf Sterbegeld 

bei der Deutschen Versicherungs-Anstalt ist ein Mo­
natsbeitrag von mindestens 2,— DM zu zahlen. An­
träge auf Weiterversicherungen nach § 6 der Ver­
ordnung sind auf dem Antragsformular der Deut­
schen Versicherungs-Anstalt zu stellen. Bei der An­
tragstellung ist nachzuweisen:

a) der Beginn der freiwilligen Versicherung auf 
Zusatz-Sterbegeld bei der Sozialversicherung,

b) die Höhe des hierfür gezahlten Monatsbeitrages,
c) die Zahlung dieses Beitrages bis einschließlich 

März 1953.
(2) Wird dieser Nachweis nicht geführt, entfällt 

das Recht auf Weiterversicherung.
(3) Sofern der Mindestbeitrag von 2,— DM oder 

der bisher an die Sozialversicherung gezahlte Betrag 
entrichtet oder keine höhere Summe versichert 
wird, als sie am 31. März 1953 bei der Sozialversiche­
rung erreicht war, erfolgt keine Prüfung des Ge­
sundheitszustandes.

(4) Für Weiterversicherungen bei der Deutschen 
Versicherungs-Anstalt nach § 6 der Verordnung be­
steht in Abweichung von den Bestimmungen des § 4 
der Allgemeinen Bedingungen für die Lebensver­
sicherung kein Anspruch auf Rückvergütung. Das 
Recht auf Umwandlung in eine beitragsfreie Ver­
sicherung bleibt jedoch bestehen, sofern die Bei­
träge an die Deutsche Versicherungs-Anstalt für 
mindestens zwei Jahre bezahlt werden.

Zu § 7 der Verordnung

§ 8
Der Versicherungsschutz bei der Deutschen Ver­

sicherungs-Anstalt beginnt im Falle des § 7 Abs. 1 
der Verordnung mit dem 1. April 1953, im Falle des 
§ 7 Abs. 2 mit dem Ausscheiden aus der Sozialver­
sicherung, sofern innerhalb der genannten Fristen 
ein Antrag auf Weiterversicherung gestellt und der 
von der Deutschen Versicherungs-Anstalt daraufhin 
ausgestellte Versicherungsschein unverzüglich ein­
gelöst wird.

§ 9
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wir­

kung vom 1. April 1953 in Kraft.
Berlin, den 25. März 1953
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